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DEUTSCHER BUNDESTAG 


Beschluß 

In der Feststellungssache - AZ 151/52 - 

betr. das Erlöschen des Bundestagsmandats des- Abgeordneten 

Dr. Fritz Doris 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . , . Sitzung vom 

beschlossen: 

Es wird festgestellt, daß das Mandat des Abge- 
ordneten Dr. Fritz Doris auf Grund der Ziffer I, 4 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 
23. Oktober 1952 mit diesem Tage erloschen ist. Das 
erloschene Mandat wird gemäß der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vorbehaltlidi einer 
anderweitigen bundesgesetzlichen Regelung nicht 
wieder besetzt. 

Tatbestand: 

1. Durch Urteil vom 23. Oktober 1952 - 1 BvB 1/51 - hat das 
Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit der Sozialisti- 
schen Reichspartei festgestellt und deren Auflösung verfügt. Nach 
Ziffer 1, 4 des Urteils fallen die Bundestags- usw. -maiidate der 
Abgeordneten, die auf Grund von Wahlvorschlägen der Sozialisti- 
schen Reidispartei gewählt sind oder zur Zeit der Urteilsverkün- 
dung dieser Partei angehören, ersatzlos fort. 

Der Bundestagsabgeordnete Dr. Fritz Doris, der unter Nummer 3 
der Landesliste der Deutschen Rechtspartei am 14. August 1949 
in den Deutschen Bundestag gewählt worden ist, gehörte im 
Zeitpunkt der Verkündung des Urteils des Bundesverfassungsge- 
richts der Sozialistischen Reichspartei an. Diese Tatsache ergibt sich 
aus den Entscheidungsgründen des Urteils des Bundesverfassungs- 
gerichts sowie aus den glaubwürdigen Aussagen des Zeugen 
von Thadden vor dem Wahlprüfungsausschuß des Deutschen 
Bundestages. Der Zeuge hat weiter glaubhaft bekundet, daß 
Dr. Doris kurz nach dem Zusammentritt des Ersten Bundes- 
tages von der Deutschen Rechtspartei wegen seines gemeinsamen 
Auftretens mit dem ehemaligen Generalmajor Otto-Ernst Remer 
im Sinne der späteren Sozialistischen Reichspartei ausgeschlossen 
worden ist. Einer Aufforderung seitens der Deutschen Rechtspartei, 
sein Mandat niederzulegen, ist er nicht nadigekommen. Bei 
einem Ersatz für das Mandat des Dr. Doris würde auf der 
Landesliste der Deutschen Rechtspartei der Landwirt Heinrich 
Rathert aus Essenrode Kreis Gifhorn, welcher der Sozialistischen 
Reichspartei nicht angehört, nachrücken. 



II. Mit Schreiben vom 27. Oktober 1952 an den Vorsitzenden des 
Wahlprüfungsausschusses hat der Präsident des Deutschen Bun- 
destages den Ausschuß gebeten zu veranlassen, über die Frage 
des Mandatsverlustes des Abgeordneten Dr, Doris zu beraten. 
In der fristgemäß einberufenen mündlichen Verhandlung vor 
dem Wahlprüfungsausschuß ist Dr. Doris nidit erschienen. 


Entscheidungsgründe: 

Der Deutsche Bundestag hatte auf Grund des Urteils des Bundes- 
verfassungsgerichts, welches nach § 31 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsorgane des Bundes 
bindet, zu prüfen, ob die in Ziffer 1,4 genannten Voraussetzungen, 
die den ersatzlosen Verlust des Mandats zur Folge haben, auf den 
Abgeordneten Dr. Doris zutreffen. Da glaubhaft nachgewiesen ist, 
daß Dr. Doris im Zeitpunkt der Urteilsverkündung der Sozialistischen 
Beichspartei angehört hat, ist damit sein Mandat als Abgeordneter 
des Deutschen Bundestages erloschen. Als Zeitpunkt des Erlöschens 
hat das Bundesverfassungsgericht die Verkündung des Urteils 
- d. h. den 23. Oktober 1952 - bestimmt. 

Ein Ersatz des Mandats durch den auf der Landesliste Niedersadisen 
der Deutschen Rechtspartei nachfolgenden Landwirt Ernst Bathert 
aus Essenrode Kr. Gifhorn, welcher der Sozialistischen Reichspartei 
nicht angehört, kann auf Grund der ausdrücklichen Bestimmung des 
Bundesverfassungsgerichts nicht Platz greifendes sei denn, es erfolgt 
eine anderweitige bundesgesetzliche Regelung, die der Bundes- 
verfassungsgerichtshof in den Gründen seiner Entscheidung aus- 
drücklich auch für die laufende Legislaturperiode den Gesetz- 
gebungsorganen des Bundes bzw. der Länder Vorbehalten hat. 


Rcchtsmiitelbelehning : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes für das Bun- 
desverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht 
binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im 
§ 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen Voraus- 
setzungen zulässig. 



